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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist auf die sich aus dem Abkommen von Cotonou sowie der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ergebende Verpflichtung der Länder der Region zur Achtung der 
Menschenrechte hin;

2. betont die Notwendigkeit, einen wirksamen Schutz der Flüchtlinge und 
Binnenvertriebenen, vor allem der Frauen und Kinder, zu gewährleisten;

3. begrüßt die Initiative von UNICEF, (am 5. und 6. Februar 2007) in Paris eine 
internationale Konferenz zum Thema Kindersoldaten abzuhalten, und betont, dass die 
illegale und nicht hinnehmbare Ausbeutung von Kindern in bewaffneten Konflikten 
beendet werden muss;

4. hebt hervor, dass der Schutz der Menschenrechte und die Suche nach
Verhandlungslösungen unter Mitwirkung aller Parteien in der Region das vorrangige Ziel 
der EU darstellen; betont in diesem Zusammenhang die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft und der nichtstaatlichen Akteure; fordert alle bewaffneten Gruppen auf, 
die Menschenrechte zu achten und Übergriffe gegenüber Zivilisten einschließlich 
sexueller Gewalt gegen Frauen zu unterlassen;

5. weist nachdrücklich darauf hin, dass die dauerhafte Wiederherstellung des Friedens am 
Horn von Afrika nur mit dem Engagement aller betroffenen Akteure möglich ist; hebt die 
Notwendigkeit hervor, den Dialog zwischen den Konfliktparteien in der Region und 
gegebenenfalls mit Parteien außerhalb der Region, insbesondere in Darfur und in Somalia 
sowie zwischen Eritrea und Äthiopien, zu unterstützen;

6. betont, dass ein langfristiger Frieden am Horn von Afrika auch von dem Engagement der 
EU für Demokratie und Menschenrechte in der Region abhängen wird; fordert die EU auf, 
die repressiven Regime dieser Region öffentlich zu verurteilen; zeigt sich zutiefst 
beunruhigt über die repressive Gegenreaktion in Äthiopien — das Land, in dem die 
Afrikanische Union ihren Sitz hat — seit den manipulierten Wahlen im Jahre 2005 gegen 
die Führer der Opposition, Journalisten, Menschenrechtsaktivisten und ganz normale 
Bürgerinnen und Bürger;

7. betont die Notwendigkeit, so rasch wie möglich eine präzise Strategie für die 
Konsolidierung der Sicherheit in der Region festzulegen, da dies Voraussetzung und 
notwendige Bedingung für die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele ist;

8. stellt den zunehmenden Einfluss Chinas in der Region fest und fordert die Kommission 
auf, in einen hochrangigen Dialog über die Entwicklungszusammenarbeit sowie die 
Koordinierung der Strategien angesichts der in der Region bestehenden Konflikte 
einzutreten;

9. zeigt sich beunruhigt über die Vorhersagen von Fachleuten, wonach Afrika, obwohl es am 
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wenigsten zu den Treibhausgasemissionen beiträgt, aufgrund seiner Unterentwicklung und 
Armut am stärksten unter der globalen Erwärmung leiden wird; betont, dass die 
internationale Staatengemeinschaft die Region unterstützen muss, damit sie besser in der 
Lage ist, sich den gravierenden Auswirkungen des Klimawandels anzupassen;

10. hebt die Notwendigkeit hervor, den illegalen Handel zu beseitigen sowie eine bessere 
Kontrolle der Verbreitung leichter Waffen sicherzustellen; begrüßt die Verabschiedung 
der Resolution zur Ausarbeitung eines Vertrags über den Waffenhandel durch die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen am 6. Dezember 2006;

11. ist zutiefst besorgt über die Entwicklung der Lage in Darfur und fordert die sudanesische 
Regierung auf, die Janjaweed-Milizen an Ausschreitungen zu hindern; fordert die 
sudanesischen Behörden dringend auf, die Stationierung einer gemeinsamen 
internationalen Streitmacht der Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen in der 
Region unverzüglich zu erleichtern, und verlangt die Festsetzung des Zeitpunkts ihrer 
Aufstellung;

12. bedauert, dass Quellen der Vereinten Nationen zufolge in den letzten sechs Monaten die 
Stützpunkte von dreißig nichtstaatlichen Organisationen und UNO-Einheiten von 
bewaffneten Gruppen direkt angegriffen und zwölf Mitarbeiter von Hilfsorganisationen 
getötet wurden;

13. betont die Notwendigkeit, den Beschluss der sudanesischen Regierung und der UNO 
betreffend die Stationierung einer gemeinsamen Streitmacht der Afrikanischen Union und 
der Vereinten Nationen zur Erhöhung der Sicherheit und zur Verbesserung des Schutzes 
der Zivilbevölkerung rasch umzusetzen, und fordert entsprechende Schritte;

14. verurteilt die ausländischen Interventionen in Somalia und ersucht die äthiopische 
Regierung, ihre Armee aus dem Land abzuziehen; unterstützt die Entsendung einer 
Friedenstruppe durch die Afrikanische Union im Rahmen einer umfassenden politischen 
Einigung zwischen den Konfliktparteien bezüglich der Bildung einer Regierung der 
nationalen Einheit, die in der Lage ist, den Teil der Union der Islamischen Gerichte, der 
einem Friedens- und Aussöhnungsprozess offen gegenübersteht, sowie die in der 
derzeitigen Regierung nicht vertretenen Clanchefs einzubinden;

15. fordert die föderale Übergangsregierung der Republik Somalia (TFG) auf, als 
Vorbedingung für die Umsetzung des Prozesses der nationalen Aussöhnung den 
Ausnahmezustand zu beenden und den Parlamentspräsidenten wiedereinzusetzen;

16. betont, dass es dringend notwendig ist, dass die TFG Vertretungen für Gemeinden von 
zentraler Bedeutung, u. a. Mogadischu und Kismaayo, einsetzt, um kurzfristig für 
politische Stabilität und die Sicherheit vor Ort zu sorgen, und dass sie das Prinzip der 
Zwangsentwaffnung, insbesondere in Mogadischu, aufgibt und stattdessen einen Plan für 
die freiwillige Entwaffnung aushandelt;

17. betont, dass es notwendig ist, die Politik und die Hilfe der Europäischen Union besser mit 
derjenigen der Mitgliedstaaten zu koordinieren, und zwar sowohl auf der Ebene der 
internen Prozesse auf europäischer Ebene als auch mittels einer engeren Abstimmung mit 
den Tätigkeiten vor Ort seitens der Delegation der Kommission (oder eines mit der 
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Führungsrolle betrauten Mitgliedstaates); betont, dass eine umfassende Koordinierung 
zwischen der Europäischen Union, ihren Mitgliedstaaten und den einschlägigen 
internationalen Akteuren notwendig ist, um zu einem einheitlichen Ansatz zu gelangen;

18. fordert den Rat und die Kommission auf, die wirksame Nutzung der zur Verbesserung 
des Dialogs zwischen der EU und den Behörden der Region entwickelten EU-Instrumente 
aufrechtzuerhalten und weiterzuentwickeln.
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